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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Übergangsgesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung der Bank deutscher Länder 

- Nr. 2276 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 
(§ 1 ) 

1. Artikel II erhält folgende Fassung: 

„Verhältnis zur Bundesregierung 
6) Die Bank deutscher Länder ist ver- 
pflichtet, die allgemeine Wirtschafts- 
politik der Bundesregierung zu beachten 
und im Rahmen ihrer Aufgaben zu un- 
terstützen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(§ 1 ) 

1. Artikel II erhält folgende Fassung: 

„Verhältnis zur Bundesregierung 

6 a) Die B^nk deutscher Länder ist ver- 
pflichtet, die allgemeine Wirtschafts- 
politik der Bundesregierung zu be- 
achten und im Rahmen ihrer Aufgaben 
zu unterstützen. 

6 b) Der Bundesminister der Finanzen und 
der Bundesminister für Wirtschaft 
oder deren ständige Vertreter sind 
berechtigt, an den Sitzungen des Zen- 
tralbankrates als Vertreter der Bun- 
desregierung teilzunehmen. Sie kön- 
nen auch die Anberaumung einer Sit- 
zung verlangen. Sie haben kein Stimm- 
recht, können aber Anträge stellen. 

6 c) Bestehen nach Ansidit eines der Ver- 
treter der Bundesregierung im Hin- 
blidc auf die allgemeine Wirtschafts- 
politik der Bundesregierung gegen 
eine Besdilußfassung des Zentralbank- 
rates Bedenken, so kann er eine Aus- 
setzung der Beschlußfassung bis zu 
8 Tagen verlangen. 



